

[image: cover]




Die Autoren


Manfred O. E. Hennies, Jahrgang 1938, ist emeritierter Professor für Volkswirtschaftlehre der Fachhochschule Kiel, aber weiterhin in Estland in Lehre und Forschung aktiv eingebunden. Unter anderem ist er Mitveranstalter der dort alljährlich stattfindenden Konferenzen. Matti Raudjärv, Jahrgang 1949, ist Professor für Wirtschaftpolitik an der Universität Tartu (Pärnu college) und zugleich Initiator, Hauptveranstalter und Koordinator der Konferenzreihe sowie Chefredakteur der dreisprachigen Zeitschrift "Estonian Discussions on Economic Policy/ Estnische Gespräche über Wirtschaftspolitik/Eesti majanduspoliitilised väitlused". Die beiden Autoren sind seit 1990 beruflich und durch enge Freundschaft miteinander verbunden.




VORWORT


In Estland finden jedes Jahr seit 1996 Konferenzen zu allgemeinen Fragen der Wirtschaftpolitik statt. Ziel dieser Veranstaltungen ist in erster Linie die Analyse der aktuellen Entwicklungen in der Europäischen Union, um Antworten auf wirtschaftpolitische und gegebenenfalls auch ordnungpolitische Fragen zu finden. Nach der weltweiten Finanz- und Wirtschaftkrise hat dieses Anliegen eine besondere Bedeutung erlangt. Darüber hinaus werden auch allgemeine Fragen der Wirtschaftwissenschaften erörtert.


Die Tagungen werden von der Zeitschriftenreihe "Estnische Gespräche über Wirtschaftpolitik" begleitet, die vom Berliner Wissenschafts-Verlag (BWV) in Kooperation mit dem estnischen Verlag Mattimar OÜ (GmbH) veröffentlicht wird. Diese Schriften enthalten die von den Tagungteilnehmern vorgelegten Beiträge als mögliche Grundlagen für die bevorstehenden Diskussionen, nachdem diese zuvor von Kollegen aus dem In- und Ausland anonym rezensiert worden sind. Die Broschüren wurden anfänglich einmal pro Jahr jeweils zur Tagung herausgegeben, seit 2011 erscheinen sie ein zweites Mal im Oktober/November mit den verspätet verschickten Aufsätzen.


Die einleitenden Worte zu den einzelnen Ausgaben dieser Zeitschriftenreihe sind die Ergebnisse intensiver Gespräche, die Manfred O. E. Hennies, emeritierter Professor für Volkswirtschaftlehre an der Fachhochschule Kiel, und Matti Raudjärv, Professor für Wirtschaftpolitik an der Universität Tartu (Pärnu college)/Estland, im Vorfeld zu den einzelnen Tagungen miteinander geführt haben. Die Ergebnisse dieser Beratungen sind, soweit es sich dabei um wirtschaftliche Themen handelt, in dem vorliegenden Buch erfasst, und zwar der Aktualität entsprechend entgegen der jährlichen Erscheinungfolge. Die Niederschriften der Ergebnisse aus den gemeinsamen Gesprächen stammen aus der Feder von Manfred O. E. Hennies; hierzu sein Hinweis:




"In der Frage des sehr oft der Genitivform widersprechenden und damit die grammatischen Grundregeln missachtenden und zudem auch meist noch völlig überflüssigen 's' zwischen zusammengesetzten Substantiven, derivativen Adjektiven und sonstigen abgeleiteten Wortverbindungen nehme ich für mich das Recht in Anspruch, diesen meist entbehrlichen eingeschobenen Buchstaben fortzulassen, soweit er nicht zur Klarstellung beiträgt und nicht unbedingt der flüssigeren Aussprache dient."1
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1 Hennies, M. O. E., Wirtschaftpolitik im Kreislaufgeschehen, Books on Demand, 2017, S. 8.




Einführende Überlegungen Herbst 2017



Netzwerkeffekte auf Lohnquoten



Im Verlauf der vergangenen zwei Jahrzehnte sind in der Tendenz weltweit die Anteile der Löhne und Gehälter an den Volkseinkommen, die sogenannten Lohnquoten, gesunken.2 Entsprechend sind die Anteile der Kapitaleinkünfte gestiegen. Dabei ist zu bedenken, dass in den Zählern der Lohnquoten auch Spitzengehälter, unter anderem die der Geschäftführer, enthalten sind, so dass, wenn man diese herausrechnete, die Entwicklungen noch diskrepanter ausfielen.


Sinkende Lohnquoten werden oft mit steigender Erwerblosigkeit erklärt. Im Hinblick auf Industrieländer wird das in erster Linie mit dem Eintritt in das digitale Zeitalter und dem technischen Fortschritt im Leistungerstellungprozess in Verbindung gebracht. Dadurch eröffnen sich für die Unternehmungen zunehmend Möglichkeiten, Arbeit durch Betriebmittel zu ersetzen und den Mitarbeiterstab zu reduzieren, um schließlich die Arbeitkosten zu senken. Dem gleichen Ziel dienen Verlagerungen betrieblicher Herstellungbereiche an kostengünstigere Auslandstandorte (Outsourcing). Zunehmende Probleme auf den Arbeitmärkten und steigender Druck auf die Lohnquoten ergeben sich auch durch wachsende Konkurrenz aus Schwellenländern, wodurch im Inland produzierte Güter durch billigere Warenangebote aus dem Ausland verdrängt werden. Im Grunde ist Erwerblosigkeit die schwergewichtige Erklärungkomponente für sinkende Lohnquoten. Dass darüber hinaus auch Liberalisierungen der Arbeitmarktregeln von Bedeutung sein könnten, weil es dadurch den Gewerkschaften möglicherweise erschwert wird, den sinkenden Lohnquoten mit progressiven Lohnforderungen zu begegnen, ist nicht konkret nachzuweisen.


Eine wirtschaftwissenschaftliche Forschergruppe3 hat auf der Grundlage von micro Panel-Daten aus der US-Wirtschaft und Ergebnissen aus bis 1982 zurückreichenden Volkszählungen sowie internationalen Quellen und Dokumenten eine weitere Ursache für sinkende Lohnquoten offengelegt. Danach ist es während der letzten zwei Jahrzehnte in den meisten Wirtschaftzweigen Unternehmungen gelungen, mit ihrem Produktangebot und durch erfolgreichen Einsatz von Marketingmaßnahmen Netzwerkeffekte4 zu erzielen, wodurch sie immer größere Marktanteile an sich ziehen und dominierende Marktstellungen aufbauen konnten. Das gilt mit dem Eintritt in das digitale Zeitalter, der sogenannten industriellen Revolution5, und den im weiteren Verlauf immer stärker miteinander vernetzten Wirtschafteinheiten in hervorstechender Weise für 'Internetgiganten'6, wie Apple, Alphabet (Google), Microsoft, Amazon und Facebook, die exorbitant hohe Gewinne je Arbeitplatz erzielen. Aber auch in den anderen Wirtschaftbereichen kommt es durch solche Netzwerkexternalitäten zu Anreicherungen von Umsatzanteilen und stark steigenden Gewinnen in Spitzenpositionen bei sogenannten Superstar-Unternehmungen.


Steigende Konzentrationen auf den Märkten führen zu sinkenden Lohnquoten in den betreffenden Wirtschaftzweigen. Das Forscherteam führt das darauf zurück, dass Unternehmungen, bei denen die Anteile der Lohnkosten an den Gesamtkosten relativ gering sind, deutlich stärker ihre Marktanteile erhöhen, während Unternehmungen mit höheren Lohnquoten an Bedeutung verlieren. Diese um sich greifenden Entwicklungen werden in dem Untersuchungbericht als weitere Ursache für die sinkenden Lohnquoten erkannt.


Dagegen könnte der Einwand erhoben werden, dass in Branchen und Unternehmungen, in denen überdurchschnittlich hohe Gewinne pro Arbeitplatz erzielt werden, erfahrunggemäß auch überdurchschnittlich hohe Löhne gezahlt werden. In der Tat: Das wirkt den zuvor geschilderten, die Lohnquoten senkenden Tendenzen entgegen.


In dem zitierten Forschungbericht stellen die Autoren allerdings auch fest, dass diese die Märkte dominierenden Unternehmungen zunehmend arbeitintensive Fertigungbereiche an vorgeschaltete Zulieferfirmen auslagern. Auch werden durch Werkverträge kooperativ verbundene Unternehmungen mit der Produktion von lohnkostenintensiven Vorerzeugnissen beauftragt oder sogenannte Leiharbeiter von Zeitarbeitfirmen vorübergehend eingestellt. Gewinnorientierte Lohnzuschläge bleiben somit weitgehend auf den engen Kreis der Kernbelegschaft dieser Superstar-Unternehmungen beschränkt, so dass diese Lohnzuschläge so gut wie keinen kompensierenden Einfluss auf die Entwicklung der Lohnquoten haben.


Sinkenden Lohnquoten und dem Trend zu steigenden Ungleichheiten in den Einkommenverteilungen sollte in den einzelnen Staaten nicht unreflektiert mit stärker progressiv gestaffelten Steuern begegnet werden. Es besteht sonst die Gefahr, dass in einer globalisierten, zunehmend vernetzten Weltwirtschaft Wagniskapital und hochqualifizierte Arbeitkräfte das Land verlassen und ihre Innovationpotenziale und Leistungfähigkeiten im Ausland einsetzen. Dadurch gingen dem die Steuern erhebenden Land wichtige Wachstumpotenziale verloren.





2 Das gilt unter anderem auch für die Bundesrepublik Deutschland, in der die Lohnquote – abgesehen von zwischenzeitlichen leichten Schwankungen – von 72,9 Prozent im Jahre 1993 auf 68,2 Prozent in den Jahren 2013/2015 gesunken ist. [Statista, Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung, Hamburg (u. a.) 2017, S. 57 ff.]


3 Chritina Patterson/David Autor/John Van Reenen [Massachusetts Institut of Technology (IT)], David Dorn [Universität Zürich], Lawrence Katz [Harvard University], The Fall of the Labor Share and the Rise of Superstar Firms, NBER Working Paper Nr. 23396, ausgestellt im Mai 2017, NBER Programm(e): LS PR.


4 Solche Netzwerkeffekte (Netzwerkexternalitäten) bestehen darin, dass der Nutzen aus einem Produkt für den Nachfrager nach diesem Gut umso höher ist, je stärker dieses Erzeugnis am Markt Anklang findet und somit je höher die Anzahl der dieses Produkt in Anspruch nehmenden Wirtschaftsubjekte ist. Das gilt sowohl für Unternehmer, die das Produkt im arbeitteiligen Leistungerstellungprozess in Kooperation mit anderen Produzenten einzusetzen beabsichtigen; das gilt aber auch für Konsumenten, die den Nutzen eines Gutes um so höher empfinden – ohne sich dessen immer bewusst zu sein –, je größer die Zahl der dieses Gut nutzenden Personen ist. — Auf der anderen Seite versetzen hohe Netzwerkeffekte die Anbieter dieser Produkte (die sogenannten Netzwerkeigner) in die Lage, ihre Angebote preispolitisch gewinnbringend zu gestalten.


5 wie auch immer man diese Revolution im historischen Verlauf detailliert mit den Stichworten Industrie 2.0 oder Industrie 4.0 erfassen mag. Vgl. Anmerkung 13 im vorliegenden Buch.


6 Akronym: GAFA




Einführende Überlegungen Sommer 2016


REFORM DER ÖKONOMISCHEN UND MONETÄREN


STRUKTUREN DER EUROPÄISCHEN UNION


Auf der Konferenz der Staats- und Regierungchefs der Europäischen Gemeinschaft (EG) am 9./10.12.1991 in Maastricht wurde eine Vereinheitlichung der Währungen beschlossen. Damit war der Grundstein für die Europäische Währungunion (EWU) gelegt. Nach dem Vorbild der 'Vereinigten Staaten von Amerika' war und ist sie als Vorstufe zu einer politischen Union in Europa, den 'Vereinigten Staaten von Europa' vorgesehen.


Vor allem Nationalökonomen aus den USA beurteilten dieses Projekt wegen der recht unterschiedlichen landesspezifischen Gegebenheiten beider Unionen skeptisch. Besondere Beachtung fanden die Aussagen des Nobelpreisträgers für Wirtschaftwissenschaften von 1976, Milton Friedman (1912 – 2006). Er wies darauf hin, dass die Erfahrungen aus den USA nicht so ohne weiteres auf Europa übertragen werden könnten, weil die einzelnen europäischen Staaten – im Gegensatz zu den USA – wirtschaftlich und auch soziologisch zu unterschiedlich seien. In den USA entfällt ein sehr hoher Teil der gesamten öffentlichen Ausgaben auf die Zentralregierung, so dass bei wirtschaftlichen Divergenzen eine Umverteilung ausreichender Hilfsmittel zu Gunsten der Krisenregionen verhältnismäßig reibunglos stattfinden kann. Die Arbeiter und Angestellten sind aufgrund der gemeinsamen Sprache, ihrer weitgehend gemeinsam empfundenen Kultur und der relativ geringen persönlichen Bindungen an ihre heimatlichen Bundesstaaten regional deutlich mobiler. Darüber hinaus sind die Arbeitmärkte weitaus weniger reglementiert als in Europa. Das alles führt dazu, dass sich die Entlohnungen leichter unterschiedlichen Entwicklungen in den Wirtschaftregionen anpassen. Gleiches gilt für das Kapital; es strömt barrierefrei zwischen den Bundesstaaten, wohingegen es in Europa differenzierte Regulierungen gibt.


Als im August 1997 die Währungunion nach langen Beratungen in den zuständigen Gremien inhaltlich deutlichere Konturen annahm, vertrat Milton Friedman in einem Artikel die Meinung, dass die europäischen Staaten nicht auf die ausgleichenden Wirkungen flexibler Wechselkurse und eigenständiger Geldpolitiken verzichten könnten. Er äußerte die Befürchtung, dass die Einführung des Euros die politischen Spannungen erhöhen und zu spaltenden Streitfragen führen würden. Das werde sich dann als Hindernis auf dem Weg zur avisierten politischer Einheit erweisen.7


Die gegenwärtige Krise scheint ihm Recht zu geben. Zumindest ist der Weg zur Europäischen Wirtschaft- und Währungunion (EWWU) und letztendlich zur politischen Union wegen der sehr unterschiedlichen Ausganglagen und zwischenzeitlichen Entwicklungen in den einzelnen Euro-Ländern beschwerlicher als ursprünglich erwartet. Es ist deutlich geworden, dass die bisher entwickelten institutionellen Strukturen der Union nicht ausreichen und Mängel aufweisen. Damit dieses für Europa sowohl wirtschaftlich als auch politisch bedeutende Projekt nicht scheitert, wird es reformiert werden müssen. Das heute existierende System, in dem jedes Mitgliedland noch weitgehend eigene Regeln und Leitlinien für die Fiskal- und Wirtschaftpolitik hat, muss sich zu einer Gemeinschaft entwickeln, in der die Entscheidung- und Kontrollrechte über das fiskal- und wirtschaftpolitische Handeln sowie die Haftung für die Konsequenzen aus diesem Handeln auf die Institutionen der Union übergegangen sind. Auf dem Weg dorthin wird sich zeigen, ob in manchen Ländern zwischen den dort geltenden rechtlichen Bestimmungen einerseits und den auf europäischer Ebene notwendigen Anpassungen, Korrekturen und Ergänzungen andererseits Diskrepanzen entstehen, die unter Umständen Volksentscheide erfordern. Das gilt ganz besonders bei der angestrebten Gründung der politischen Union, wenn Änderungen in den nationalen Verfassungen und damit parlamentarische absolute Mehrheiten oder gar Volksabstimmungen notwendig werden. Ob die Wähler der Übertragung von mehr Zuständigkeiten auf europäische Instanzen zustimmen werden, ist ungewiss.8


Um den Weg zur avisierten Politischen Union aufzuzeigen, hat der Präsident der EU-Kommission, Jean-Claude Juncker, in enger Zusammenarbeit mit den Präsidenten der übrigen vier EU-Institutionen9 ein Memorandum erarbeitet. In diesem wird skizziert, mit welchen Maßnahmen nach den Vorstellungen der Präsidenten die gegenwärtigen Krise in der noch mit Mängeln belasteten, unfertigen Europäischen Währungunion überwunden und wie bis spätestens 2025 die EWWU vollendet werden kann.


Nach Auffassung der Präsidentengruppe müssen zur Verwirklichung einer 'tiefen, echten und fairen' EWWU die strukturellen und institutionellen Rahmenbedingungen in drei Richtungen weiterentwickelt werden: In Richtung einer 'echten' Wirtschaftunion, einer Finanzunion durch Vollendung der Bankenunion und beschleunigte Realisierung der Kapitalmarktunion sowie einer Fiskalunion im Sinne einer gemeinsamen Haushaltpolitik. Fortschritte in diesen drei Richtungen würden uno actu auch die notwendigen Rahmenbedingungen für eine Politische Union schaffen, weil sich alle vier Unionen gegenseitig bedingen. So könne beispielweise ohne eine tatsächliche politische Vereinigung die Übertragung fiskalpolitischer Kompetenzen auf europäische Instanzen kaum gelingen.


Eine außerordentlich wichtige Bedingung für die Entstehung einer tatsächlichen, funktionfähigen Wirtschaftunion ist, dass in den betreffenden Ländern gleich im Anfangstadium über mehrere Jahre hinweg die bestehenden Strukturen reformiert werden, und zwar in Richtung auf vergleichbare, moderne und gegen Krisen widerstandfähige Systeme. Was aber geschah? Die politischen Instanzen ignorierten diese Notwendigkeiten. Ihnen ging es von vornherein darum, die Währungunion möglichst schnell entstehen zu lassen. Die Euro-Währung wurde also eingeführt, ohne dass dafür stabile Voraussetzungen geschaffen wurden. Die gegenwärtig andauernde Krise war somit bereits damals vorprogrammiert.


Damit nach dem Vorbild der Vereinigten Staaten von Amerika die Vereinigten Staaten von Europe durch Konvergenz, Wachstum und Beschäftigung ohne fortgesetzte Krisen entstehen können, müssen im Euro-Raum die strukturellen und institutionellen Bedingungen denen der USA ähnlich gemacht werden. Das bedeutet vor allem:


→ mehr Finanzkompetenz für die Zentralregierung;


→ Zentralisierung der Finanzaufsicht;


→ freie Finanzmärkte, das heißt, Deregulierung der Kapitalströme, damit das Kapital die effizientesten Verwendungen findet;


→ größere Mobilität der Arbeitkräfte auf den Arbeitmärkten des Eurogebietes;


→ Reduzierung des Einflusses staatlicher Instanzen auf die Wirtschaft.


Die vorgesehene Strategie für Konvergenz, integratives und nachhaltiges Wachstum, Preisstabilität und stabile Beschäftigung besteht vor allem aus folgenden Elementen:


→ Senkung des Staatseinflusses auf die Wirtschaft durch eine Liberalisierungagenda. Den Regierungen der Union ist es verwehrt, sich zukünftig weiter zu verschulden. Stattdessen werden sie aufgefordert, aus den laufenden Einnahmen ihre öffentlichen Schulden zu tilgen. Die Banken dürfen nur noch begrenzt Staatsanleihen halten.


→ Damit zukünftig nicht wieder – wie in den Folgejahren von 2007 – aus einer anfänglichen Bankenkrise eine Staatsschuldenkrise entsteht, sieht die neue Finanzmarktordnung eine Trennung des Verbundes zwischen Banken und Staaten vor. Durch den Single Resolution Mechanism (SRM) und die EU-Abwicklungrichtlinie (Bank Recovery and Resolution Directive, BRRD) sollen zukünftig die Lasten aus einer Bankenabwicklung zunächst von den Gläubigern (Bail-in) und anschließend vom Abwicklungfonds (Single Resolution Fund, SRF) getragen werden. Die Nationalstaaten haften nur subsidiär.


→ Zentrales Anliegen ist die Verbesserung der internationalen Wettbewerbfähigkeit. Das gilt für jedes einzelne Mitgliedland, um innerhalb der Union Probleme aus divergierenden Wettbewerblagen weitgehend zu vermeiden. Weil Löhne und Gehälter nicht nur als Quelle der Nachfrage und als Grundlage des Wohlstandes, sondern in erster Linie als Kosten eine zentrale Bedeutung haben, sind die Steigerungen auf die Produktivitätfortschritte zu beschränken. Im Hinblick auf die Rentenbeiträge werden aufgrund der steigenden Lebenserwartungen Verlängerungen der Lebensarbeitzeiten in Erwägung gezogen. Die Kapitalkosten werden in den perspektivischen Überlegungen weitgehend ausgeblendet.


→ Durch Förderung von Aus-, Fort- und Weiterbildung sowie der Mobilität auf den Arbeitmärkten ist im Rahmen einer umfassenden aktiven Eingliederungpolitik Erwerblosigkeit auf allen Ebenen zu bekämpfen. Dort, wo diese Maßnahmen wegen persönlicher Umstände nicht zum Erfolg führen, soll eine großzügige finanzielle Absicherung weiterhin möglich sein. Erkennbarer Arbeitwille ist dafür allerdings Voraussetzung. Andererseits soll der Kündigungschutz weitgehend eingeschränkt werden. Für gering qualifizierte Arbeitkräfte können Anreize zur Arbeitaufnahme geschaffen werden, indem niedrige Einkommen nach dem US-amerikanischen Vorbild der Earned Income Tax Credit10 durch Zuschüsse aufgestockt werden.


→ Es ist geplant, durch Einführung einer europäischen Arbeitlosenversicherung asymmetrische Konjunkturentwicklungen in den einzelnen Mitgliedländern auszugleichen. Um zu verhindern, dass es dadurch zu längerfristigen Transfers in die Krisenländer kommt, weil Arbeitlosigkeit nicht immer ausschließlich konjunkturell, sondern auch strukturell bedingt sein kann, sind Einschränkungen im Gespräch. So sollen ausgleichende innergemeinschaftliche Zahlungströme nur auf gravierende Beschäftigungeinbrüche und auf die Dauer von maximal zwölf Monate beschränkt werden. Außerdem sollen die Empfängerländer die Unterstützungleistungen zur Hälfte mitfinanzieren.11
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